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Eine Reihe von tatsächlichen und
potenziellen Streitfällen zwischen
der EU und den Mitgliedstaaten
berührt – direkt oder indirekt –
die Interessen Österreichs. Dabei
weht aus Brüssel und Luxemburg
ein auffallend freundlicher Wind.
Was noch vor kurzem undenkbar
oder schwer möglich schien, wird
nun „durchgewunken“: Die Inlän-
derquote von 75 Prozent für den
Zugang zum Medizinstudium in
Österreich – in der Rechtssache
Bressol noch an nahezu unüber-
windbare Voraussetzungen ge-
knüpft – scheint nun machbar zu
sein, und zwar sogar auf perma-
nenter Basis. Die deutsche Maut,
die nach den letzten Korrekturen
die übrigen Unionsbürger nicht
mehr drastisch und frech diskri-
miniert, sondern nur noch „ein
bisschen“, wird nun von der EU-
Kommission für akzeptabel erach-
tet. Die Kommission hat kürzlich
sogar das „sektorale Fahrverbot“
– in stark aufgeweichter Form –
geschluckt, ein ewiger Zankapfel
zwischen Brüssel einerseits und
Wien und Tirol andererseits.

Bemerkenswert ist dabei: Die
in der Vergangenheit ob ihrer Un-
nachgiebigkeit, ja Härte, allseits
getadelte EU-Kommission steht
nun im Kreuzfeuer der Kritik
durch jene Staaten, die aufgrund
dieses Entgegenkommens plötz-
lich auf der Verliererseite stehen.

Die Medizinerquote stößt auf
wenig Gegenliebe in Deutschland,
das sektorale Fahrverbot ruft die
italienischen und bayrischen
Frächter auf den Plan und in Bo-
zen sind bereits rechtliche Schrit-
te dagegen eingeleitet worden.
Aber auch in Österreich stößt die

Brüsseler Nachsicht für „begrenz-
te Diskriminierungsmaßnahmen“
nur eingeschränkt auf Wohlwol-
len: Die deutschen Mautpläne sor-
gen in Österreich selbst in der ab-
geschwächten Version für Irritati-
onen und es werden wiederum
rechtliche Schritte angedacht.

Regeln in der Union
bringen nicht nur Nachteile

Dabei wird übersehen, dass Re-
geln in einer Union im Zeitablauf
Vor- und Nachteile bringen. Es
geht weniger darum, national den
größten Vorteil daraus zu schla-
gen, sondern ihre Gestaltung und
Auslegung so zu beeinflussen,
dass das Gemeinwesen als sol-
ches – und auf diesem Wege auch
Österreich – den größten Vorteil
daraus zieht. Und dies setzt kei-
neswegs uneingeschränkte Soli-
darität voraus.

Die größeren Umbrüche, die
sich auf EU-Ebene über die Jahre
hin ergeben haben, sind in Öster-
reich vielfach übersehen und fehl-
interpretiert worden. Dass ein
Versuch unternommen worden
wäre, darauf Einfluss zu nehmen,
ganz zu schweigen.

Die Niederlage vor dem EuGH
im Streit um den Hochschulzu-
gang im Jahr 2005 im Verfahren
C-147/03, beruhend nicht nur auf
einer ungenügenden Verhand-
lungsstrategie zum Zeitpunkt des
EU-Beitritts, sondern vor allem
auch auf einer Verteidigung in Lu-
xemburg, über die sich sogar der
Generalanwalt amüsierte, saß Ös-
terreich noch Jahre danach in den
Knochen. Die Bemühungen um
ein sektorales Fahrverbot waren
ebenfalls von einer Abfolge von
Niederlagen vor dem EuGH (2003
und 2011) gekennzeichnet – trotz

gutachterlicher Bestärkung, dass
die jeweilige Regelung halten
müsste. Die Medizinerquote kann
Schlimmstes in der ärztlichen
Versorgung verhindern; sie än-
dert aber nichts daran, dass Ös-
terreich einen völlig unverhältnis-
mäßigen Beitrag zur Finanzie-
rung der akademischen Ausbil-
dung der deutschen Jugend leistet
– und das bei einem ohnehin
chronisch unterfinanzierten öster-
reichischen Hochschulwesen.

Das jetzige Entgegenkommen
der EU gegenüber Österreich ist
wohl im Lichte eines Struktur-
wandels im europäischen Integra-
tionsprozess zu sehen, der in Ös-
terreich vielfach nur unzurei-
chend wahrgenommen worden
ist. Die „Brexit“-Entscheidung ist
nur der Endpunkt einer langen
Entwicklung, in deren Rahmen ei-
ne oft nur durch die Rechtspre-
chung herbeigeführte „immer en-
gere Union“ von den Mitgliedstaa-
ten nicht mehr mitgetragen wor-
den ist. Ganz deutlich äußerte

sich dies im Kontext der Arbeit-
nehmerfreizügigkeit. Über das
Konzept der Unionsbürgerschaft
wurden – beginnend mit Marti-
nez Sala (1998) – auch nicht
werktätigen Unionsbürgern im-
mer weiter reichende Sozialan-
sprüche eingeräumt, die im Er-
gebnis die Existenz eines EU-Staa-
tes mit voll ausgereiften Solidari-
ätsverpflichtungen antizipierte,
der aber nicht existiert und nicht
einmal absehbar ist. Im Fall Dano
hat der EuGH aber vor kurzem
(2014) dieser Entwicklung radikal
einen Riegel vorgeschoben. Seit-
dem ist klar zu erkennen, dass
der EuGH auf die Vorbehalte der
Mitgliedstaaten zu diesem Pro-
zess hört. Seit Alimanovic (2015)
ist wohl von einer klaren Trend-
wende zu sprechen.

Im Ergebnis bedeutet dies: Der
Schutz vor Diskriminierung bleibt
nach wie vor ein hohes Gut, aber
eine „grenzenlos grenzüber-
schreitende“ Anspruchsberechti-
gung für Sozialleistungen ist mit
dem jetzigen europäischen Integ-
rationsstand nicht zu vereinba-
ren. Solange die EU ein Staaten-
verbund und kein Staat ist, kann
Solidarität nur in eingeschränk-
tem Maße vorausgesetzt und ver-
langt werden.

Zeit, neue Regeln für
Hochschulzugang einzufordern

Bezogen auf die für Österreich so
zentrale Hochschulfrage wäre
dies möglicherweise ein guter An-
lass, ganz grundlegend eine Neu-
bestimmung der Regeln zu ver-
langen. Mittlerweile ist weithin in
Vergessenheit geraten, wie sehr
der Hochschulzugang der Unions-
bürger weit mehr eine Schöpfung
der Rechtsprechung, noch dazu

eine wenig überzeugende, ist als
ein primärrechtlich begründetes
Prinzip. Der Slogan des „Europäi-
schen Hochschulraums“ kann
nicht darüber hinwegtäuschen,
dass Studienplätze Kosten verur-
sachen und eine bildungspoliti-
sche Entscheidung Österreichs,
freien, kostenlosen Hochschulzu-
gang zu gewähren, nicht automa-
tisch implizieren kann, dass die-
ser Zugang ohne Ausgleichsme-
chanismen allen Unionsbürgern
zu gewähren wäre. Dass der auf-
gezeigte Sinneswandel beim
EuGH für eine Kehrtwende auch
in diesem Bereich reichen würde,
ist angesichts der Dimension die-
ser Materie nicht ohne weiteres
anzunehmen, weshalb hier wohl
begleitende politische Initiativen
erforderlich wären.

In der Migrationsfrage hat Ös-
terreich gezeigt, dass die Geltend-
machung von zentralen nationa-

len Interessen in Brüssel und den
Hauptstädten der Mitgliedstaaten
auf ein gewisses Verständnis
stößt: Interessanterweise hat da-
bei das Drohen mit einer klar uni-
onsrechtswidrigen Quotenrege-
lung zu einer Intensivierung der
Maßnahmen auf EU-Ebene in Hin-
blick auf einen besseren Schutz
der Außengrenzen geführt.

Dabei soll keineswegs einer Re-
lativierung der europäischen Inte-
gration das Wort geredet werden.
Es soll vielmehr verdeutlicht wer-
den, dass eine Überstrapazierung
des Solidaritätsanliegens den In-
tegrationsprozess insgesamt ge-
fährdet. Die deutsche Mautrege-
lung zu akzeptieren bedeutet, ein
Auge zuzudrücken – wissend,
dass dieses Anliegen in Deutsch-
land längst schon zu einem zent-
ralen Politikum geworden ist. Es
wäre aber kein besserer Zeit-
punkt denkbar, in einem Atemzug
auch den Hochschulzugang der
Unionsbürger auf eine neue Basis
zu stellen. Ein resoluteres Auftre-
ten Österreichs in dieser Frage
wäre politisch und rechtlich zu
rechtfertigen. ■

Die Grenzen der Solidarität
Die EU und die Souveränität der Mitgliedstaaten – vom Uni-Zugang bis zum Mautstreit.

Von Peter Hilpold
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Völkerrecht,
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liches Recht an der Universität
Innsbruck und Autor von über
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rem hat er gemeinsam mit Gün-
ther Roth das Buch „Der EuGH
und die Souveränität der Mitglied-
staaten“ (Linde-Verlag) herausge-
geben. Foto: privat
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Grant Thornton Österreich.
Christoph Zimmel, 49, hat als Ma-
naging Partner
die Leitung von
Grant Thornton
Österreich mit
Niederlassungen
in Wien, Linz
und Bruck an der
Leitha übernom-
men. Er folgt da-
mit Walter Platzer, der sich ver-
stärkt wieder auf seine Kundenar-
beit konzentrieren wird. Zimmel

ist seit 1993 als Wirtschaftsprüfer
und Steuerberater tätig. Seit 2013
leitet er zudem den Bereich Assu-
rance bei Grant Thornton Unitreu.
Dabei konzentriert er sich insbe-
sondere auf die Prüfung von Fami-
lienunternehmen und börsenno-
tierten Konzernen sowie IFRS Be-
ratung. Foto: diego santangelo studios

Baker & McKenzie. Die internati-
onale Anwaltskanzlei Baker &
McKenzie hat Amundi Immobilier
bei der Zulassung des ersten

grenzüberschreitenden Immobili-
enfonds für den Privatanlegerver-
trieb in Österreich begleitet. Der
vier Milliarden Euro schwere
Fonds „Opcimmo“ war 2011 in
Frankreich an den Start gegan-
gen, nun wird er erstmals in ei-
nem weiteren Land an Privatanle-
ger vertrieben.

Buchtipp. In ihrem Buch
„d.quarks – Der Weg zum digita-
len Unternehmen“ zeigen Carsten
Hentrich und Michael Pachmajer

von PwC, wie Unternehmen die
Herausforderungen der Digitali-
sierung meistern und ihre Chan-
cen bestmöglich nutzen können.
Ausgezeichnet als Management-
buch des Jahres ist das Werk nun
im Buchhandel erhältlich.

Personaltagung. Am 26. Jänner
2017 findet die Personaltagung
der Österreichischen Gesellschaft
für Wirtschaftstreuhänder statt.
Bei Anmeldung bis 27. 12. 2016
gibt es einen Frühbucherbonus.

BRANCHENNEWS
2017 dürfen höchstens 5853 quo-
tenpflichtige Aufenthaltstitel er-
teilt werden. Eine Verordnung,
mit der auch die Höchstzahlen der
Beschäftigungsbewilligungen für
Fremde und Erntehelfer für 2017
festgelegt werden (Niederlas-
sungsverordnung 2017), wurde
am 15. Dezember im Bundesge-
setzblatt veröffentlicht.

Mehr zu dieser und anderen
Neuerungen unter: www.help.gv.at

und www.usp.gv.at
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